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HAMBURGISCHES
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VERORDNUNGSBLATT
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Nr. 37 MITTWOCH, DEN 18. OKTOBER 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan Moorfleet 13 für den Geltungs-
bereich südlich der Bundesautobahn A 1, nördlich der Straße
Moorfleeter Hauptdeich zwischen der Bezirksgrenze und der
Straße Moorfleeter Deich (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 612) wird
festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Moorfleeter Hauptdeich – Bezirksgrenze – Bundesauto-
bahn A 1 – Moorfleeter Deich – Tatenberger Weg – Kneiden-
weg – Süd- und Ostgrenze des Flurstücks 1920 der Gemarkung
Moorfleet.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
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Verordnung

über den Bebauungsplan Moorfleet 13

Vom 4. Oktober 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5
Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung
vom 30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 271), § 81 Absatz 1 Nummer 6 der Hambur-
gischen Bauordnung vom 1. Juli 1986 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 183), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 492), § 6 Absätze 4 und 5 des Hamburgischen
Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 493), sowie § 1 Absatz 2, § 3 Absatz 2 und § 4
der Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird
verordnet:



Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2000298 Nr. 37

dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind:

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung, 

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:

1. Auf den mit „(L)“ bezeichneten Flächen des allgemeinen
Wohngebiets sind durch geeignete Grundrissgestaltung
die Aufenthaltsräume den lärmabgewandten Gebäude-
seiten zuzuordnen. Soweit die Anordnung von Aufent-
haltsräumen an den lärmabgewandten Gebäudeseiten
nicht möglich ist, muss für diese Räume ein ausreichender
Lärmschutz durch bauliche Maßnahmen an Außentüren,
Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude ge-
schaffen werden.

2. Auf der Grünfläche „Golfplatz“ gilt:

2.1 Es sind nur Spiel- und Sportflächen sowie bauliche An-
lagen für die erforderlichen Infrastruktureinrichtungen
des Golfsports zulässig.

2.2 Stellplätze außerhalb der festgesetzten Fläche für Stell-
plätze und der mit „(C)“ bezeichneten Fläche sind un-
zulässig.

2.3 Auf der mit „(B)“ bezeichneten Fläche sind ein Clubhaus
mit Restaurant und ein Laden für Golfbedarf zulässig.

2.4 Auf der mit „(C)“ bezeichneten Fläche sind bauliche
Anlagen für sonstige golfplatzbezogene Nutzungen
(z. B. Betriebshof) zulässig.

2.5 Ballfangzäune sind mit Bäumen und Sträuchern ab-
zupflanzen.

2.6 Die Maschendrahtzäune am Kneidenweg, Boehringerweg/ 
Vorlandring sind zu entfernen.

2.7 Der Anteil naturnah anzulegender und extensiv zu pfle-
gender Flächen muß mindestens 40 vom Hundert (v. H.)
betragen. Davon sind – nach Abzug der für Wasserflächen
sowie die Oberflächenentwässerung benötigten Flächen –
mindestens 60 v. H. als extensive Wiese/Staudenflur
(„hardrough“) mit maximal 2 Mahdterminen pro Jahr zu
pflegen und 40 v. H. mit Bäumen und Sträuchern zu be-
pflanzen. Die Breite der Spielbahnen darf im Mittel 40 m
nicht überschreiten.

2.8 Die Anwendung von Düngemitteln außerhalb der Spiel-
flächen ist unzulässig.

2.9 Das von den Spielbahnen abfließende Oberflächen- und
Drainagewasser ist über Gräben und Mulden abzuleiten
und vor Einleitung in Oberflächengewässer durch Sumpf-
klärbeete oder ähnliche Einrichtungen vorzureinigen.

3. Für festgesetzte Baum- und Strauchpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden
und zu erhalten. Anzupflanzende Bäume müssen einen
Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m Höhe über
dem Erdboden gemessen, aufweisen; im Kronenbereich
eines jeden Baumes ist eine offene Vegetationsfläche von
mindestens 12 m² anzulegen und zu begrünen.

4. Außerhalb von öffentlichen Straßenverkehrsflächen sind
Geh- und Fahrwege sowie Stellplätze in wasser- und
luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. 

5. Stellplatzanlagen sind durch großkronige Bäume zu
gliedern und zusätzlich durch Hecken einzufassen. Für je
vier Stellplätze ist mindestens ein Baum zu pflanzen.

6. Außenwände von Gebäuden, deren Tür- und Fensteranteil
geringer als 10 v. H. der Wandfläche ist, sind mit Schling-
oder Kletterpflanzen zu begrünen; je 2 m Wandlänge ist
mindestens eine Pflanze zu verwenden.

7. Auf der Fläche für Wald ist ein naturnaher Wald zu
entwickeln.

8. Im allgemeinen Wohngebiet sind für Wohngebäude nur
Satteldächer mit beiderseits gleicher Neigung zwischen
40 Grad und 50 Grad zulässig. Dächer von Doppelhaus-
hälften sind mit gleicher Neigung auszuführen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Hamburg, den 4. Oktober 2000.

Das Bezirksamt Bergedorf
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Verordnung

über die Weiterübertragung von Ermächtigungen

zum Erlass von Rechtsverordnungen über die Vergabe von Studienplätzen

(Weiterübertragungsverordnung – Studienplätze)

Vom 10. Oktober 2000

Auf Grund von Artikel 5 Absatz 3 des Gesetzes zum Staats-
vertrag über die Vergabe von Studienplätzen vom 28. Juni 2000
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 115) wird
verordnet:

§ 1

Die in dem Staatsvertrag über die Vergabe von Studien-
plätzen vom 24. Juni 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt 2000 Seiten 117, 270) und in dem Gesetz
zum Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen enthal-
tenen Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen
werden auf die Behörde für Wissenschaft und Forschung
weiter übertragen.

§ 2

Die Verordnung über die Weiterübertragung von Ermächti-
gungen zum Erlass von Rechtsverordnungen über die Vergabe
von Studienplätzen vom 6. Juli 1993 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 154) wird aufgehoben.

Gegeben in der Versammlung des Senats,

Hamburg, den 10. Oktober 2000.
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E r s t e r  Te i l :

Vergabe von Studienplätzen

I.

Allgemeines

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen
(Zentralstelle) vergibt die Studienplätze des ersten Fach-
semesters der in das zentrale Vergabeverfahren einbezogenen
Studiengänge an Deutsche sowie an ausländische Staatsan-
gehörige oder Staatenlose, die im Sinne dieser Verordnung
Deutschen gleichgestellt sind. Deutschen gleichgestellt sind
hiernach:

1. Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Euro-
päischen Union oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum,

2. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder von Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum, sofern diese
Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland
beschäftigt sind oder gewesen sind, 

3. in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere
Familienangehörige im Sinne des Artikels 10 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Ge-
meinschaften (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten Nummer L 257 Seite 2), zuletzt geändert am 26. August
1992 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Num-
mer L 245 Seite 1), von Staatsangehörigen eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union oder von Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum, sofern diese Staatsangehörigen in der Bundes-
republik Deutschland beschäftigt sind, sowie

4. sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose,
die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen.

Wer nach Satz 2 Deutschen gleichgestellt ist, wird nach den
für Deutsche geltenden Bestimmungen am Vergabeverfahren
beteiligt. Die in das zentrale Vergabeverfahren einbezogenen
Studiengänge sind in Anlage 1 aufgeführt. Sie gliedern sich in 

Studiengänge des Verteilungsverfahrens und Studiengänge des
allgemeinen Auswahlverfahrens.

(2) Soweit die Zentralstelle besondere zentrale oder
gemeinsame Verteilungs- oder Auswahlverfahren für Stu-
diengänge an Hochschulen (außer Fachhochschulen) einzel-
ner oder mehrerer Länder durchführt, werden die Studien-
plätze dieser Studiengänge zusammen mit den Studienplätzen
der in Absatz 1 genannten Studiengänge in einem Verfahren
nach dieser Verordnung vergeben.

§ 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

1. „Vergabeverfahren“

die auf einen Zulassungstermin (Sommersemester oder
Wintersemester) bezogene Vergabe von Studienplätzen,

2. „Hauptantrag“

der Zulassungsantrag für den an erster Stelle genannten
Studiengang,

3. „Hilfsantrag“

der Zulassungsantrag für den an zweiter Stelle genannten
Studiengang,

4. „Studienort“

eine Hochschule oder ein Teil einer Hochschule,

5. „Durchschnittsnote“ 

die Gesamtnote oder Durchschnittsnote,

6. „Teilstudienplatz“

ein Studienplatz, bei dem die Zulassung auf den ersten Teil
eines Studiengangs beschränkt ist, weil das Weiterstudium
an einer deutschen Hochschule nicht gewährleistet ist,

7. „deutsche Hochschulzugangsberechtigung“

eine in der Bundesrepublik Deutschland oder an einer deut-
schen Auslandsschule erworbene Hochschulzugangs-
berechtigung; ausgenommen sind Hochschulzugangs-
berechtigungen, die ausschließlich nach ausländischem
Recht erworben wurden,

Verordnung

über die zentrale Vergabe von Studienplätzen

und die Durchführung eines Feststellungsverfahrens

Vergabeverordnung – Studienplätze

Vom 13. Oktober 2000

Auf Grund von Artikel 16 Absatz 1 des Staatsvertrages über
die Vergabe von Studienplätzen vom 24. Juni 1999 und von
Artikel 5 Absatz 1 des Gesetzes zum Staatsvertrag über die Ver-
gabe von Studienplätzen vom 28. Juni 2000 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seiten 117, 115), sowie auf
Grund der Weiterübertragungsverordnung – Studienplätze
vom 10. Oktober 2000 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 299) wird verordnet:
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8. „deutsche Hochschule“
eine in der Bundesrepublik Deutschland gelegene Hoch-
schule.

§ 3
Frist und Form der Anträge, Ausschluss vom Verfahren

(1) Der Zulassungsantrag muss für das Sommersemester bis
zum 15. Januar, für das Wintersemester bis zum 15. Juli bei der
Zentralstelle eingegangen sein (Ausschlussfristen).

(2) Anträge, die nach dieser Verordnung ergänzend zum
Zulassungsantrag gestellt werden können, sind mit dem Zulas-
sungsantrag zu stellen.

(3) Stellt jemand mehrere Zulassungsanträge, wird nur über
den letzten fristgerecht eingegangenen Zulassungsantrag
entschieden.

(4) Die Zentralstelle bestimmt die Form des Zulassungsan-
trags und der Anträge nach Absatz 2. Sie bestimmt auch die
Unterlagen, die den Anträgen mindestens beizufügen sind,
sowie deren Form. Sie ist nicht verpflichtet, den Sachverhalt
von Amts wegen zu ermitteln. Zulassungsanträge können
durch Telefax nicht wirksam gestellt werden.

(5) Wer die Bewerbungsfrist versäumt, ist vom Vergabever-
fahren ausgeschlossen. Ist ein Zulassungsantrag fristgerecht
gestellt worden, kann die Zentralstelle nachträglich ein-
gereichte Unterlagen für das Sommersemester spätestens bis
zum 15. Februar, für das Wintersemester spätestens bis zum
19. August (Ausschlussfristen) berücksichtigen, solange der
Verfahrensablauf dies noch zulässt. Dies gilt auch für die Versi-
cherungen an Eides statt nach § 4 sowie den Nachtrag und die
Änderung von Studiengang- und Studienortwünschen. Ent-
spricht der Zulassungsantrag bei Ablauf der Frist nach Satz 2
nicht den rechtlichen Mindestanforderungen oder fehlen
notwendige Unterlagen, gilt Satz 1 entsprechend.

(6) Vom Vergabeverfahren ist ausgeschlossen, wer für den
Studiengang seines Haupt- oder Hilfsantrags im Zeitpunkt der
Antragstellung an einer deutschen Hochschule als Studentin
oder Student eingeschrieben ist; dies gilt nicht im Fall der Ein-
schreibung für einen Teilstudienplatz oder bei Nachweis
schwerwiegender persönlicher, insbesondere gesundheitlicher
oder familiärer Gründe für einen Studienortwechsel. Wer in
dem gewählten Studiengang bereits an einer deutschen Hoch-
schule eingeschrieben war, kann seine Zulassung in diesem
Studiengang sowohl im Verfahren der Zentralstelle für einen
Studienplatz des ersten Fachsemesters als auch nach Maßgabe
der Vorschriften für die Zulassung zu höheren Fachsemestern
beantragen.

§ 4
Besondere Erklärungspflichten

(1) Jede Bewerberin und jeder Bewerber hat an Eides statt
zu versichern, dass sie oder er im Zeitpunkt der Antragstellung
nicht für einen beantragten Studiengang an einer deutschen
Hochschule als Studentin oder Student eingeschrieben ist.

(2) Alle Bewerberinnen und Bewerber für einen Studien-
gang des allgemeinen Auswahlverfahrens haben an Eides statt
zu versichern, ob sie bereits an einer deutschen Hochschule ein
Studium abgeschlossen haben oder als Studentin oder Student
eingeschrieben waren, gegebenenfalls, für welche Zeit.

§ 5
Zulassungsbescheid der Zentralstelle

Im Zulassungsbescheid bestimmt die Zentralstelle einen
Termin, bis zu dem die Zugelassenen gegenüber der im Zulas-
sungsbescheid genannten Hochschule zu erklären haben, ob
der Studienplatz angenommen wird. Liegt die Erklärung bis

zu diesem Termin der Hochschule nicht vor oder lehnt die
Hochschule eine Einschreibung ab, weil sonstige Einschreib-
voraussetzungen nicht vorliegen, wird der Zulassungsbescheid
unwirksam.

II.
Verteilungsverfahren

§ 6
Zulassungsantrag

Im Zulassungsantrag sind ein Studiengang und gewünschte
Studienorte in einer Reihenfolge anzugeben.

§ 7
Ablauf des Verfahrens

(1) Wer sich im Verteilungsverfahren bewirbt, erhält einen
Studienplatz. Zunächst werden die verfügbaren Studienplätze
entsprechend den Studienortwünschen verteilt (erste Verfah-
rensstufe). Wer in der ersten Verfahrensstufe nicht zugelassen
werden kann, erhält entsprechend seinen Studienortwünschen
in einer zweiten Verfahrensstufe einen Studienplatz.

(2) Für die Zulassung von nicht nach § 1 Absatz 1 Satz 2
Deutschen gleichgestellten ausländischen Staatsangehörigen
und Staatenlosen durch die Hochschulen sind vor der
Durchführung der ersten Verfahrensstufe je Studienort 5 vom
Hundert der festgesetzten Zulassungszahlen vorzubehalten.

(3) Die Hochschulen teilen der Zentralstelle unverzüglich
nach Ablauf der Erklärungsfrist für die Annahme des Studien-
platzes nach § 5 Satz 1 mit, wen sie eingeschrieben und über
welche Einschreibanträge sie noch nicht entschieden haben.
Spätestens zum Beginn der Nachrückverfahren eines Auswahl-
verfahrens teilen sie mit, wie viele Studienplätze im Rahmen
der Quote nach Absatz 2 endgültig besetzt worden sind.

(4) Die Zentralstelle kann durch Überbuchung der Zulas-
sungszahlen berücksichtigen, dass Studienplätze voraussicht-
lich nicht angenommen werden. 

§ 8
Verteilung

(1) Können an einem Studienort nicht alle Bewerberinnen
und Bewerber zugelassen werden, die diesen Studienort an
gleicher Stelle im Zulassungsantrag genannt haben, werden
zunächst 17,5 vom Hundert der Studienplätze nach dem nach
§ 14 bestimmten Grad der Qualifikation vergeben; bei der
Zulassung für ein Zweitstudium gilt das Ergebnis der
Abschlussprüfung des Erststudiums als Grad der Qualifika-
tion. Im Übrigen wird über die Zulassung an diesem Studien-
ort in der nachstehenden Rangfolge entschieden:
1. nachgewiesene Schwerbehinderung im Sinne des Schwer-

behindertengesetzes in der Fassung vom 26. August 1986
(Bundesgesetzblatt I Seiten 1422, 1550), zuletzt geändert am
3. Mai 2000 (Bundesgesetzblatt I Seiten 632, 634), in der
jeweils geltenden Fassung,

2. einzige Wohnung oder Hauptwohnung mit dem Ehegatten
oder den Kindern in den dem Studienort zugeordneten
Kreisen und kreisfreien Städten,

3. Anerkennung des ersten Studienortwunsches nach Ab-
satz 3,

4. einzige Wohnung oder Hauptwohnung bei den Eltern in
den dem Studienort zugeordneten Kreisen und kreisfreien
Städten,

5. keiner der vorgenannten Gründe.

Die Zuordnung von Kreisen und kreisfreien Städten zu den
einzelnen Studienorten ergibt sich aus Anlage 2.



Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2000302 Nr. 37

(2) Besteht bei der Zulassung nach Absatz 1 Satz 1 Rang-
gleichheit, entscheidet die Rangfolge nach Absatz 1 Satz 2.
Besteht bei der Zulassung nach Absatz 1 Satz 2 Ranggleichheit,
entscheidet der Grad der Qualifikation nach Absatz 1 Satz 1.
Im Übrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

(3) Für den im Zulassungsantrag an erster Stelle genannten
Studienort kann ein Antrag auf bevorzugte Berücksichtigung
gestellt werden. Dem Antrag soll nur stattgegeben werden,
wenn die Zulassung an einem anderen Studienort unter
Anlegung eines strengen Maßstabs mit erheblichen Nachteilen
verbunden wäre. Hierbei kommen insbesondere eigene
gesundheitliche, familiäre oder wirtschaftliche Umstände
sowie wissenschaftliche Gründe in Betracht.

(4) Soweit in einem Zulassungsantrag

1. die Ludwig-Maximilians-Universität München und die
Technische Universität München oder 

2. die Freie Universität Berlin, die Humboldt-Universität
Berlin und die Technische Universität Berlin

als Studienorte unmittelbar nacheinander genannt werden,
werden die Ortswünsche für diese Studienorte innerhalb der
für den zuerst genannten dieser Studienorte angegebenen
Ortspräferenz nacheinander berücksichtigt.

(5) Kann kein Studienplatz an den genannten Studienorten
zugewiesen werden, wird ein Studienplatz an einem anderen
Studienort angeboten.

III.

Allgemeines Auswahlverfahren

§ 9

Zulassungsantrag

(1) Am Vergabeverfahren wird nur beteiligt, wer bis zum
Ablauf der Frist nach § 3 Absatz 1 die Hochschulzugangs-
berechtigung für den gewählten Studiengang erworben hat.
Werden mehrere Hochschulzugangsberechtigungen vorgelegt,
soll für jeden gewünschten Studiengang angegeben werden,
auf welche der Zulassungsantrag gestützt wird. Fehlt eine
derartige Angabe, wird dem Zulassungsantrag die zuerst
erworbene Hochschulzugangsberechtigung zugrunde gelegt.

(2) Im Zulassungsantrag dürfen bis zu zwei Studiengänge
(Haupt- und Hilfsantrag), bei einem Zweitstudienantrag nur
ein Studiengang (Hauptantrag) genannt werden. Soweit ein
Studiengang des Verteilungsverfahrens im Hilfsantrag
genannt wird, gilt er als Studiengang des allgemeinen Aus-
wahlverfahrens.

(3) Für jeden Studiengang sind gewünschte Studienorte in
einer Reihenfolge anzugeben.

(4) Wer zum Bewerbungsstichtag das 55. Lebensjahr vollen-
det hat, wird an einem Auswahlverfahren nur beteiligt, wenn
für das beabsichtigte Studium unter Berücksichtigung der
persönlichen Situation der Bewerberin oder des Bewerbers
schwerwiegende wissenschaftliche oder berufliche Gründe
sprechen.

§ 10

Besonderer öffentlicher Bedarf

Das Bundesministerium der Verteidigung teilt der Zentral-
stelle für das Sommersemester bis zum 15. Januar, für das Win-
tersemester bis zum 15. Juli (Ausschlussfristen) unter Angabe
einer Reihenfolge mit, wen es für die Studienplätze benennt,
die dem Sanitätsoffizierdienst der Bundeswehr vorbehalten
sind. Wer einen Studienplatz aus dieser Quote erhält, kann

nicht nach anderen Bestimmungen dieser Verordnung zugelas-
sen werden.

§ 11

Ablauf des Verfahrens

(1) Zunächst wird über die Hauptanträge entschieden
(Hauptverfahren). Die dann noch verfügbaren Studienplätze
werden in Nachrückverfahren vergeben; dabei wird zunächst
nur berücksichtigt, wer den Studiengang im Hauptantrag
genannt hat. Sind danach noch Studienplätze verfügbar, wird
berücksichtigt, wer den Studiengang im Hilfsantrag genannt
hat. An Nachrückverfahren nimmt teil, wer bis zu diesem
Zeitpunkt noch nicht zugelassen ist; die Zulassung für einen
Teilstudienplatz bleibt dabei unberücksichtigt.

(2) Wer in einer oder in mehreren nach § 12 zu bildenden
Quoten zu berücksichtigen ist, wird auf allen entsprechenden
Ranglisten geführt. Bei der Auswahl werden die Ranglisten in
folgender Reihenfolge berücksichtigt:

1. Auswahl nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungs-
anspruchs nach § 13,

2. Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber mit besonderer
Hochschulzugangsberechtigung nach § 22 und Auswahl für
ein Zweitstudium nach § 23,

3. Auswahl nach dem Grad der Qualifikation nach § 14,

4. Auswahl nach Wartezeit nach § 17,

5. Auswahl nach Härtegesichtspunkten nach § 21.

(3) Die nach Absatz 2 Ausgewählten lässt die Zentralstelle
nach den Vorschriften des § 8 Absätze 1 bis 4 zu. Bei der Aus-
wahl und der Verteilung kann die Zentralstelle durch Über-
buchung der Zulassungszahlen berücksichtigen, dass ausge-
wählte Bewerberinnen und Bewerber, die sich in der Wahl der
Studienorte beschränkt haben, voraussichtlich nicht verteilt
werden können und Studienplätze voraussichtlich nicht
angenommen werden.

(4) Die Hochschulen teilen der Zentralstelle unverzüglich
nach Ablauf der Erklärungsfrist für die Annahme des Studien-
platzes nach § 5 Satz 1 mit, wen sie eingeschrieben und über
welche Einschreibanträge sie noch nicht entschieden haben.
Spätestens zum Beginn der Nachrückverfahren teilen sie mit,
wie viele Studienplätze im Rahmen der Quote nach § 12 Ab-
satz 1 Nummer 1 endgültig besetzt worden sind. Die Zentral-
stelle stellt nach Eingang der Mitteilungen der Hochschulen
unverzüglich die Anzahl der noch verfügbaren Studienplätze
fest und vergibt sie in Nachrückverfahren. 

(5) Die Zentralstelle teilt spätestens bis zum 1. September
oder 28. Februar den Hochschulen mit, wer am Auswahlver-
fahren der jeweiligen Hochschule zu beteiligen ist. Spätestens
bis zum 23. September oder 21. März teilen die Hochschulen
der Zentralstelle mit, wen sie ausgewählt haben. Absatz 4
Satz 1 gilt entsprechend.

§ 12

Quoten

(1) Von den festgesetzten Zulassungszahlen sind je Studien-
ort vorweg abzuziehen: 

1. für die Zulassung von ausländischen Staatsangehörigen
oder Staatenlosen, die nicht nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Deut-
schen gleichgestellt sind, 5 vom Hundert, 

2. für die Zulassung im Sanitätsoffizierdienst der Bundeswehr 

a) 1,7 vom Hundert im Studiengang Medizin,

b) 0,5 vom Hundert im Studiengang Pharmazie,
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c) 0,1 vom Hundert im Studiengang Tiermedizin,

d) 1,5 vom Hundert im Studiengang Zahnmedizin.

(2) Darüber hinaus sind von der Gesamtzahl der festgesetz-
ten Zulassungszahlen, vermindert um die Zahl der nach einem
Dienst aufgrund früheren Zulassungsanspruchs Auszuwählen-
den, vorweg abzuziehen:

1. 2 vom Hundert für Fälle außergewöhnlicher Härte,

2. 0,2 vom Hundert für die Auswahl der Bewerberinnen und
Bewerber mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung,

3. 3 vom Hundert für die Auswahl für ein Zweitstudium. 

Der Anteil der für Bewerberinnen und Bewerber mit besonde-
rer Hochschulzugangsberechtigung vorweg abgezogenen
Studienplätze an der Gesamtzahl der Studienplätze darf nicht
größer sein als ihr Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberin-
nen und Bewerber. Für jede Quote nach Satz 1 muss mindes-
tens ein Studienplatz zur Verfügung gestellt werden. 

(3) Die verbleibenden Studienplätze, vermindert um die
Zahl der nach einem Dienst aufgrund früheren Zulassungs-
anspruchs Auszuwählenden, werden vergeben

1. zu 55 vom Hundert nach dem Grad der Qualifikation,

2. zu 25 vom Hundert nach Wartezeit und

3. zu 20 vom Hundert nach dem Ergebnis des Auswahlver-
fahrens der Hochschulen.

Verfügbar gebliebene Studienplätze nach den Absätzen 1 und 2
werden der Quote nach Satz 1 Nummer 1 hinzugerechnet.
Verfügbar gebliebene Studienplätze nach Satz 1 Nummer 3
werden der Quote nach Satz 1 Nummer 2 hinzugerechnet. Die
Studienplätze nach Satz 1 Nummer 3 werden entsprechend
den je Studienort festgesetzten Zulassungszahlen anteilig auf
die Studienorte aufgeteilt.

(4) Die Quoten nach den Absätzen 2 und 3 werden nur
gebildet, wenn die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber, die
den betreffenden Studiengang im Hauptantrag genannt haben,
die Zahl der im Rahmen dieser Quoten verfügbaren Studien-
plätze übersteigt; dies gilt entsprechend bei der Entscheidung
über den Hilfsantrag. Die Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 und nach Absatz 3 Nummer 3 werden nur im Haupt-
verfahren gebildet. 

§ 13

Auswahl nach einem Dienst
aufgrund früheren Zulassungsanspruchs

(1) Bewerberinnen und Bewerber, die 

1. eine Dienstpflicht nach Artikel 12 a des Grundgesetzes
erfüllt oder eine solche Dienstpflicht oder entsprechende
Dienstleistungen auf Zeit übernommen haben bis zur
Dauer von drei Jahren,

2. mindestens zwei Jahre Entwicklungsdienst nach dem Ent-
wicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 (Bundesgesetz-
blatt I Seite 549), zuletzt geändert am 16. Dezember 1997
(Bundesgesetzblatt I Seiten 2998, 3036), in der jeweils
geltenden Fassung geleistet haben, 

3. ein freiwilliges soziales Jahr nach dem Gesetz zur Förde-
rung eines freiwilligen sozialen Jahres vom 17. August 1964
(Bundesgesetzblatt I Seite 640), zuletzt geändert am
24. März 1997 (Bundesgesetzblatt I Seiten 594, 706), in der
jeweils geltenden Fassung oder ein freiwilliges ökologisches
Jahr nach dem Gesetz zur Förderung eines freiwilligen öko-
logischen Jahres vom 17. Dezember 1993 (Bundesgesetz-
blatt I Seite 2118), zuletzt geändert am 24. März 1997 (Bun-
desgesetzblatt I Seiten 594, 706), in der jeweils geltenden

Fassung oder im Rahmen eines von der Bundesregierung
geförderten Modellprojekts geleistet haben,

(Dienst)

4. ein Kind unter 18 Jahren oder eine pflegebedürftige Person
aus dem Kreis der sonstigen Angehörigen bis zur Dauer von
drei Jahren betreut oder gepflegt haben,

werden in dem im Hauptantrag genannten Studiengang auf-
grund früheren Zulassungsanspruchs ausgewählt, wenn sie zu
Beginn oder während eines Dienstes für diesen Studiengang
zugelassen worden sind oder wenn zu Beginn oder während
eines Dienstes für diesen Studiengang nicht an allen Hoch-
schulen Zulassungszahlen festgesetzt waren. Der von einem
nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Deutschen gleichgestellten ausländi-
schen Staatsangehörigen oder Staatenlosen geleistete Dienst
steht einem Dienst nach Satz 1 gleich, wenn er diesem gleich-
wertig ist.

(2) Die Auswahl nach Absatz 1 Satz 1 muss spätestens zum
zweiten Vergabeverfahren beantragt werden, das nach Beendi-
gung des Dienstes durchgeführt wird. Ist der Dienst noch
nicht beendet, ist durch Bescheinigung glaubhaft zu machen,
dass der Dienst bei einer Bewerbung für das Sommersemester
bis zum 30. April oder bei einer Bewerbung für das Winter-
semester bis zum 31. Oktober beendet sein wird.

(3) Wird die Festlegung einer Rangfolge zwischen den nach
einem Dienst aufgrund früheren Zulassungsanspruchs Aus-
zuwählenden erforderlich, entscheidet das Los.

(4) Wer aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung zuzu-
lassen ist, die sich auf ein bereits abgeschlossenes Vergabever-
fahren bezieht, ist wie ein vorweg nach einem Dienst aufgrund
früheren Zulassungsanspruchs Auszuwählender zu behandeln.

§ 14

Auswahl nach dem Grad der Qualifikation

(1) Die Rangfolge wird durch die nach Anlage 3 ermittelte
Durchschnittsnote bestimmt.

(2) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die
letzte Bewerberin und den letzten Bewerber mit feststellbarer
Durchschnittsnote eingeordnet. 

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden,
nicht selbst zu vertretenden Gründen daran gehindert gewesen
zu sein, eine bessere Durchschnittsnote zu erreichen, wird auf
Antrag mit der besseren Durchschnittsnote berücksichtigt.

§ 15

Landesquoten

(1) Für die Auswahl im Hauptantrag nach dem Grad der
Qualifikation bildet die Zentralstelle Landesquoten, sofern in
dem jeweiligen Studiengang mehr als 15 Studienplätze zur
Verfügung stehen.

(2) Die Quote eines Landes bemisst sich zu einem Drittel
nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der Bewerberinnen und
Bewerber für den betreffenden Studiengang (Bewerberanteil)
und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl
der Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölke-
rungsanteil). Die sich danach für die Länder Berlin, Bremen
und Hamburg ergebenden Quoten werden um 30 vom Hun-
dert erhöht. Die auf die so ermittelten Landesquoten entfallen-
den Studienplätze werden in der Weise errechnet, dass
zunächst jeder Landesquote ein Studienplatz zugeteilt wird
und die verbleibenden Studienplätze nach dem d`Hondtschen
Höchstzahlverfahren ermittelt werden. 
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(3) Bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Landes
wird nur berücksichtigt, wer 

1. den betreffenden Studiengang im Hauptantrag gewählt hat,

2. für diesen Studiengang zu dem Personenkreis gehört, für
den eine Auswahl nach dem Grad der Qualifikation vorzu-
nehmen ist, und

3. eine nach den Beschlüssen der Kultusministerkonferenz
bei der Berechnung des Bewerberanteils eines Landes zu
berücksichtigende Hochschulzugangsberechtigung in dem
betreffenden Land erworben hat.

(4) Für die Berechnung des Bevölkerungsanteils ist die
Fortschreibung über die deutsche Wohnbevölkerung maßgeb-
lich, die zuletzt vor dem Bewerbungsschluss des jeweiligen
Vergabeverfahrens vom Statistischen Bundesamt veröffent-
licht wurde.

§ 16

Zurechnung zu den Landesquoten

(1) Soweit Landesquoten gebildet werden, wird die Aus-
wahl für jede Landesquote getrennt unter den Bewerberinnen
und Bewerbern vorgenommen, die der jeweiligen Landesquote
zuzurechnen sind. 

(2) Der Ort des Erwerbs der Hochschulzugangsberechti-
gung bestimmt die Zurechnung zu den Landesquoten. Wer
keiner Landesquote zugerechnet werden kann, wird ent-
sprechend den Bevölkerungsanteilen durch das Los einer
Landesquote zugeordnet.

(3) Kann das Studienplatzkontingent einer Landesquote
aus Mangel an Bewerbungen nicht ausgeschöpft werden,
werden die Studienplätze in entsprechender Anwendung des
§ 15 Absatz 2 auf die übrigen Landesquoten verteilt.

§ 17

Auswahl nach Wartezeit

(1) Die Rangfolge wird durch die Zahl der Halbjahre seit
dem Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung bestimmt. Es
zählen nur volle Halbjahre vom Zeitpunkt des Erwerbs der
Hochschulzugangsberechtigung bis zum Beginn des Seme-
sters, für das die Zulassung beantragt wird. Halbjahre sind die
Zeit vom 1. April bis zum 30. September eines Jahres (Som-
mersemester) und die Zeit vom 1. Oktober eines Jahres bis zum
31. März des folgenden Jahres (Wintersemester).

(2) Wird der Zeitpunkt des Erwerbs der Hochschulzu-
gangsberechtigung nicht nachgewiesen, wird die Zahl der
Halbjahre seit dem Erwerb der Hochschulzugangsberechti-
gung nicht berücksichtigt. 

(3) Wer nachweist, aus in der eigenen Person liegenden,
nicht selbst zu vertretenden Gründen daran gehindert gewesen
zu sein, die Hochschulzugangsberechtigung zu einem früheren
Zeitpunkt zu erwerben, wird auf Antrag bei der Ermittlung der
Wartezeit mit dem früheren Zeitpunkt des Erwerbs der Hoch-
schulzugangsberechtigung berücksichtigt.

(4) Die Zahl der Halbjahre wird erhöht um 

1. eins für je sechs Monate Berufsausbildung, höchstens
jedoch um zwei Halbjahre, wenn damit vor dem Erwerb der
Hochschulzugangsberechtigung ein berufsqualifizierender
Abschluss außerhalb der Hochschule erlangt worden ist; ist
die Hochschulzugangsberechtigung vor dem 16. Januar
2002 erworben worden, wird die Zahl der Halbjahre um bis
zu vier erhöht; dies gilt entsprechend, wenn die Ableistung
eines Dienstes jemanden daran gehindert hat, vor dem
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung einen berufs-

qualifizierenden Abschluss außerhalb der Hochschule zu
erlangen, sofern der berufsqualifizierende Abschluss zu
einer Erhöhung der Zahl der Halbjahre nach dem ersten
Halbsatz geführt hätte,

2. eins, wenn nach dem Erwerb der Hochschulzugangsberech-
tigung ein berufsqualifizierender Abschluss außerhalb der
Hochschule erlangt oder eine Berufstätigkeit von mindes-
tens dreijähriger Dauer ausgeübt worden ist, sofern die
Berufsausbildung oder die Berufstätigkeit vor dem
16. Januar 1998 aufgenommen worden ist,

3. eins, wenn nach dem Erwerb der Hochschulzugangsberech-
tigung 

a) die Erfüllung von Unterhaltspflichten,

b) die Ableistung eines Dienstes,

c) Krankheit,

d) sonstige, nicht selbst zu vertretende Gründe

jemanden daran gehindert haben, einen berufsqualifizie-
renden Abschluss außerhalb der Hochschule zu erlangen
oder eine Berufstätigkeit von mindestens dreijähriger
Dauer auszuüben, sofern der berufsqualifizierende Ab-
schluss oder die Berufstätigkeit zu einer Erhöhung der Zahl
der Halbjahre nach Nummer 2 geführt hätten.

Der berufsqualifizierende Abschluss und die Berufstätigkeit
müssen für das Sommersemester spätestens bis zum
15. Februar, für das Wintersemester spätestens bis zum
19. August (Ausschlussfristen) abgeschlossen und nachgewie-
sen sein.

(5) Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4
liegt vor bei 

1. Ausbildungsberufen, die in dem Verzeichnis der anerkann-
ten Ausbildungsberufe nach § 6 Absatz 2 Nummer 4 des
Berufsbildungsförderungsgesetzes in der Fasssung vom
12. Januar 1994 mit der Änderung vom 26. April 1994
(Bundesgesetzblatt I Seiten 79, 918) in der jeweils geltenden
Fassung enthalten sind,

2. einer Berufsausbildung an einer staatlichen oder staatlich
anerkannten Berufsfachschule oder Fachschule,

3. einer abgeschlossenen Ausbildung im einfachen oder mitt-
leren Dienst der öffentlichen Verwaltung,

4. einer abgeschlossenen Berufsausbildung, die nach Artikel
37 Absatz 1 oder Absatz 3 des Einigungsvertrages einer
Berufsausbildung nach den Nummern 1 bis 3 gleichzustel-
len ist.

Ein berufsqualifizierender Abschluss nach Absatz 4 Satz 1
Nummer 1 erster Halbsatz mit zweijähriger Ausbildungsdauer
gilt als nachgewiesen, wenn die Hochschulzugangsberechti-
gung

1. an einem Abendgymnasium oder an einem Kolleg, 

2. aufgrund einer in der Bundesrepublik Deutschland abge-
legten Prüfung über die Befähigung zum Hochschul-
studium ohne Reifezeugnis oder für den Hochschulzugang
besonders befähigter Berufstätiger oder

3. nach dem Besuch eines landesrechtlich geregelten geschlos-
senen Vorbereitungskurses durch das Bestehen der Abitur-
prüfung für Nichtschülerinnen und Nichtschüler, sofern im
Einzelfall nachgewiesen wird, dass die Voraussetzungen für
die Aufnahme in ein Abendgymnasium oder Kolleg erfüllt
sind,

erworben worden ist.

(6) Von der Gesamtzahl der Halbjahre wird die Zahl der
Halbjahre abgezogen, in denen die Bewerberin oder der Bewer-
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ber an einer deutschen Hochschule als Studentin oder Student
eingeschrieben war.

(7) Es werden höchstens 16 Halbjahre berücksichtigt.

§ 18

Auswahl nach dem Ergebnis
des Auswahlverfahrens der Hochschulen

(1) Die Auswahl erfolgt durch die jeweilige Hochschule

1. nach dem Grad der Qualifikation,

2. nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzu-
führenden Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewer-
bern, das Aufschluss über die Motivation und die Eignung
für das gewählte Studium und den angestrebten Beruf
geben soll, 

3. nach der Art einer Berufsausbildung oder Berufstätigkeit
vor oder nach dem Erwerb der Qualifikation für den
gewählten Studiengang oder

4. aufgrund einer Verbindung von Maßstäben nach den
Nummern 1 bis 3.

(2) Die Hochschulen bestimmen, welche Auswahlmaßstäbe
nach Absatz 1 angewendet werden, und regeln die Ausgestal-
tung des Verfahrens. Gespräche mit den Bewerberinnen und
Bewerbern nach Absatz 1 Nummer 2 sind durch von der
Leitung der Hochschule bestimmte Mitglieder der Gruppe der
Professorinnen und Professoren zu führen. Die Entscheidung
über die Auswahl trifft die Leitung der Hochschule.

§ 19

Beteiligung am Auswahlverfahren der Hochschulen

(1) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am
Auswahlverfahren der Hochschulen ist auf das Dreifache der
Zahl der nach § 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 verfügbaren
Studienplätze begrenzt. Über die Teilnahme entscheidet der
Grad der Qualifikation; dabei werden entsprechend §§ 15 und
16 Landesquoten gebildet. Bei gleichem Grad der Qualifi-
kation entscheidet das Los.

(2) Am Auswahlverfahren der Hochschulen wird nicht
beteiligt,

1. wer bereits für den beantragten Studiengang am Auswahl-
verfahren der Hochschulen teilgenommen hat,

2. wer innerhalb der Frist des § 3 Absatz 5 Satz 2 erklärt hat, in
diesem Vergabeverfahren nicht am Auswahlverfahren der
Hochschulen teilnehmen zu wollen,

3. wer im Hauptverfahren ausgewählt worden ist,

4. wer unter die Quoten nach § 12 Absatz 1 oder Absatz 2
Satz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 fällt.

(3) Wer bereits zur Teilnahme an einem Gespräch nach § 18
Absatz 1 Nummer 2 geladen worden war, aber aus in seiner
Person liegenden, von ihm nicht zu vertretenden Gründen
nicht an dem Gespräch teilnehmen konnte, wird auf Antrag im
nächstfolgenden Vergabeverfahren vorab für die Teilnahme am
Auswahlverfahren der betreffenden Hochschule bestimmt.

(4) Die Verteilung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer
auf die einzelnen Hochschulen richtet sich nach ihren
Studienortwünschen. Liegt die Zahl der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die einen Studienort im Zulassungsantrag an
gleicher Stelle genannt haben, über der sich für diesen
Studienort ergebenden Teilnehmerzahl, wird über die Ver-
teilung an diesen Studienort wie folgt entschieden:

1. soweit entsprechende Bewerberinnen und Bewerber
vorhanden sind, bis zu 70 vom Hundert nach § 8 Absatz 1
Satz 2 Nummern 1 bis 3 und Satz 3 sowie Absätze 2 bis 4, 

2. im Übrigen nach § 8 Absatz 1 Satz 1 und Absätze 2 bis 4.

§ 20

Zulassung im Auswahlverfahren der Hochschulen

(1) Wer im Auswahlverfahren einer Hochschule ausgewählt
worden ist, wird von der Hochschule zugelassen. Die Hoch-
schulen können durch Überbuchung der Zulassungszahlen
berücksichtigen, dass Studienplätze voraussichtlich nicht
angenommen werden. Wer nicht ausgewählt worden ist, erhält
von der Hochschule einen auf die Auswahl in der Quote nach
§ 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 beschränkten Ablehnungs-
bescheid.

(2) Im Zulassungsbescheid bestimmt die Hochschule einen
Termin, bis zu dem die Einschreibung zu erfolgen hat. Erfolgt
die Einschreibung nicht bis zu diesem Termin oder lehnt die
Hochschule die Einschreibung ab, weil sonstige Einschreib-
voraussetzungen nicht vorliegen, wird der Zulassungsbescheid
unwirksam.

§ 21

Auswahl nach Härtegesichtspunkten

Die Studienplätze der Härtequote werden auf Antrag an
Bewerberinnen und Bewerber vergeben, für die es eine außer-
gewöhnliche Härte bedeuten würde, wenn sie für den im
Hauptantrag genannten Studiengang keine Zulassung erhiel-
ten. Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn in der eige-
nen Person liegende besondere soziale oder familiäre Gründe
die sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. Die
Rangfolge wird durch den Grad der außergewöhnlichen Härte
bestimmt.

§ 22

Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber
mit besonderer Hochschulzugangsberechtigung

(1) Ist die Hochschulzugangsberechtigung in einem ande-
ren noch nicht abgeschlossenen Studiengang erworben worden
(besondere Hochschulzugangsberechtigung) und wird der
Zulassungsantrag auf diese Berechtigung gestützt, ist eine
Auswahl im Rahmen der Quoten nach § 12 Absatz 3 aus-
geschlossen. Die Rangfolge wird durch die Durchschnittsnote
der Hochschulzugangsberechtigung bestimmt. 

(2) Weist die Hochschulzugangsberechtigung keine auf
eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durchschnittsnote
im Rahmen eines sechsstufigen Notensystems aus, ist diese
durch eine besondere Bescheinigung der Einrichtung nachzu-
weisen, an der die Hochschulzugangsberechtigung erworben
wurde.

(3) Wer keine Durchschnittsnote nachweist, wird hinter die
letzte Bewerberin und den letzten Bewerber mit feststellbarer
Durchschnittsnote eingeordnet.

§ 23

Auswahl für ein Zweitstudium

(1) Wer bereits ein Studium in einem anderen Studiengang
an einer deutschen Hochschule abgeschlossen hat (Bewerbe-
rinnen und Bewerber für ein Zweitstudium), kann nicht im
Rahmen der Quoten nach § 12 Absatz 3 ausgewählt werden.

(2) Die Rangfolge wird durch eine Messzahl bestimmt, die
aus dem Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums und
dem Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstudium
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ermittelt wird. Die Einzelheiten zur Ermittlung der Messzahl
ergeben sich aus Anlage 4.

(3) Soweit ein Zweitstudium aus wissenschaftlichen Grün-
den angestrebt wird, erfolgt die Auswahl auf der Grundlage der
Feststellungen der im Zulassungsantrag an erster Stelle
genannten Hochschule.

§ 24
Ranggleichheit

(1) Besteht bei der Auswahl nach dem Grad der Qualifika-
tion Ranggleichheit, bestimmt sich die Rangfolge nach den
Bestimmungen über die Auswahl nach Wartezeit. Besteht bei
der Auswahl nach Wartezeit Ranggleichheit, bestimmt sich die
Rangfolge nach den Bestimmungen über die Auswahl nach
dem Grad der Qualifikation.

(2) Besteht danach noch Ranggleichheit oder besteht bei
der Auswahl in den übrigen Quoten Ranggleichheit, wird
vorrangig ausgewählt, wer zu dem Personenkreis nach § 13
Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 gehört und durch eine
Bescheinigung glaubhaft macht, dass der Dienst in vollem
Umfang abgeleistet ist oder bei einer Bewerbung für das Som-
mersemester bis zum 30. April und bei einer Bewerbung für
das Wintersemester bis zum 31. Oktober in vollem Umfang
abgeleistet sein wird, oder glaubhaft macht, dass bis zu den
genannten Zeitpunkten mindestens 13 Monate Dienst nach
§ 13 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ausgeübt sein werden; im
Übrigen entscheidet bei Ranggleichheit das Los.

Z w e i t e r  Te i l :
Sonstige Bestimmungen

§ 25
Ausländerzulassung durch die Hochschulen

(1) Ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die
nicht nach § 1 Absatz 1 Satz 2 Deutschen gleichgestellt sind,
werden von den Hochschulen im Rahmen der Quoten nach § 7
Absatz 2 und § 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 zugelassen. Ihre
Zulassungsanträge sind an die Hochschulen zu richten und
müssen dort innerhalb der Ausschlussfristen des § 3 Absatz 1
eingegangen sein. § 3 Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Die Auswahl erfolgt in erster Linie nach dem Grad der
Qualifikation. Daneben können besondere Umstände berück-
sichtigt werden, die für eine Zulassung sprechen. Als ein
solcher Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die
Bewerberin oder der Bewerber 
1. von einer deutschen Einrichtung zur Begabtenförderung

ein Stipendium erhält,
2. aufgrund besonderer Vorschriften mit der Aufnahme in ein

Studienkolleg oder eine vergleichbare Einrichtung für die
Zuteilung eines Studienplatzes in dem im Zulassungsantrag
genannten Studiengang vorgemerkt ist,

3. in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt,
4. aus einem Entwicklungsland oder einem Land kommt, in

dem es keine Ausbildungsstätten für den betreffenden
Studiengang gibt,

5. einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört.

(3) Die Entscheidungen nach Absatz 2 treffen die Hoch-
schulen nach pflichtgemäßem Ermessen; zwischenstaatliche

Vereinbarungen und Vereinbarungen zwischen Hochschulen
sind zu berücksichtigen. 

§ 26
Abschluss des Verfahrens

(1) Das Verteilungsverfahren ist spätestens nach Durch-
führung der zweiten Verfahrensstufe abgeschlossen.

(2) Im Übrigen ist das Vergabeverfahren in einem Studien-
gang abgeschlossen, wenn alle verfügbaren Studienplätze
durch Einschreibung besetzt sind oder die Zentralstelle das
Vergabeverfahren für abgeschlossen erklärt hat.

§ 27
Vergabe verfügbar gebliebener Studienplätze

durch die Hochschulen

(1) Sind nach Abschluss des Vergabeverfahrens in einem
Studiengang noch Studienplätze verfügbar oder werden
Studienplätze wieder verfügbar, werden diese von der Hoch-
schule an Antragstellende vergeben, die für das Sommerseme-
ster frühestens am 15. März, spätestens am 15. April und für
das Wintersemester frühestens am 15. September, spätestens
am 15. Oktober bei der Hochschule die Zulassung schriftlich
beantragt haben. Die Hochschule kann für die Antragstellung
von Satz 1 abweichende Fristen bestimmen, die in geeigneter
Weise bekannt zu geben sind. Über die Zulassung entscheidet
das Los.

(2) Das Ergebnis der Vergabe der Studienplätze ist von der
Hochschule in geeigneter Weise bekannt zu geben.

(3) Abweichend von dem Verfahren nach den Absätzen 1
und 2 kann die Zentralstelle nach Abschluss des Vergabever-
fahrens in einem Studiengang noch verfügbare oder wieder
verfügbar gewordene Studienplätze für das Sommersemester
bis zum 1. Juni und für das Wintersemester bis zum 1. Dezem-
ber auf Antrag der Hochschule in weiteren Nachrückverfahren
vergeben. 

§ 28
Teilstudienplätze

Teilstudienplätze werden getrennt von den übrigen Stu-
dienplätzen vergeben. Die festgesetzte Zahl an Teilstudien-
plätzen, vermindert um die Zahl der nach einem Dienst auf-
grund früheren Zulassungsanspruchs Auszuwählenden, wird
nach dem Hauptverfahren durch das Los an die Bewerberin-
nen und Bewerber vergeben, die bis dahin nicht zugelassen
sind. Die §§ 1 bis 5, 9, 11 Absätze 1 und 3 bis 5, §13, § 26
Absatz 2 und § 27 gelten entsprechend.

D r i t t e r  Te i l :
Schlussvorschrift

§ 29 
In-Kraft-Treten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August
2000 in Kraft. Sie gilt erstmals für das Vergabeverfahren zum
Wintersemester 2000/2001.

(2) Die Vergabeverordnung vom 19. Januar 1998 (Hambur-
gisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 7) in der geltenden
Fassung tritt zum selben Zeitpunkt außer Kraft.

Hamburg, den 13. Oktober 2000.

Die Behörde für Wissenschaft und Forschung
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(1) Einem Studienort eines Landes zugeordnet sind der
Kreis oder die kreisfreie Stadt des Studienorts sowie die hieran
angrenzenden Kreise oder kreisfreien Städte des Landes.
Sofern sich in einem Kreis oder in einer kreisfreien Stadt oder
in den hieran angrenzenden Kreisen oder kreisfreien Städten
kein Studienort des Landes befindet, ist dieser Kreis oder
diese kreisfreie Stadt dem nächsten Studienort des Landes
zugeordnet. Dies gilt entsprechend, wenn Studiengänge nur an
bestimmten Studienorten des Landes angeboten werden.
Kreise und kreisfreie Städte eines Landes sind auch dem
Studienort eines anderen Landes zugeordnet, wenn sie an den
Kreis oder die kreisfreie Stadt des Studienorts des anderen
Landes angrenzen; dabei gelten Bremen und Bremerhaven als
eine kreisfreie Stadt.

(2) Örtliche und regionale Verwaltungseinheiten eines
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, die an ein
Land der Bundesrepublik Deutschland angrenzen, können
einem Studienort dieses Landes zugeordnet werden, wenn sie
an den Kreis oder die kreisfreie Stadt dieses Studienorts
angrenzen.

(3) In der nachfolgenden Übersicht ist für jeden Kreis und
jede kreisfreie Stadt die Entfernung zu den Studienorten des
Landes als Länge der Luftlinie zwischen Kreisstadt und
Studienort in Kilometern (km), jeweils auf 10 km gerundet –
für Bayern in einer Stufenfolge von 1 bis 9 entsprechend der
Entfernung –, angegeben.

(4) Ist ein Studienort im Kreis oder in der kreisfreien Stadt
oder in einem hieran angrenzenden Kreis oder einer hieran
angrenzenden kreisfreien Stadt gelegen, ist als Entfernung 0

angegeben; dies gilt auch für außerhalb des Landes gelegene
Studienorte.

(5) Für Bayern ist der der Hauptwohnung nächstgelegene
Studienort jeweils mit der Stufe 1 angegeben; die weitere
Zuordnung ergibt sich aus der Stufenfolge.

Die nachstehende Übersicht betrifft das Land Hamburg.
Die Übersichten der anderen Länder sind in der Anlage 2 der
Vergabeverordnung des jeweiligen Landes enthalten.

Hamburg

Studienort Hamburg

Kreise

K r e i s f r e i e  S t a d t
Hamburg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

A n g r e n z e n d e  K r e i s e
Niedersachsen

L a n d k r e i s e
Harburg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Stade . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Schleswig-Holstein  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

K r e i s e
Herzogtum Lauenburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Pinneberg  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Segeberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Stormarn  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0

Anlage 1

In das Verfahren der Zentralstelle einbezogene Studiengänge (zu § 1 Absatz 1 Satz 4)

Studiengänge ohne Fachhochschulstudiengänge mit dem
Abschluss Diplom, Magister, Promotion (als erstem
Abschluss) oder Staatsexamen (ohne Lehrämter):

Architektur
Betriebswirtschaft
Biologie
Haushalts- und Ernährungswissenschaft (Ernährungs- und
Haushaltswissenschaft, Haushaltswirtschaft und Ernäh-
rungswissenschaft, Ökotrophologie)
Lebensmittelchemie
Medizin 
Pharmazie
Psychologie
Rechtswissenschaft
Tiermedizin
Zahnmedizin 

Anlage 2

Zuordnung der Kreise und kreisfreien Städte zu den Studienorten (zu § 8 Absatz 1 Satz 3)
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(1) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der

1. Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung von
Zeugnissen der allgemeinen Hochschulreife, die an Gymna-
sien mit neugestalteter Oberstufe erworben wurden gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. Mai 1971 in
der Fassung vom 8. November 1972 (Sammlung der
Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
191.1), 

2. Vereinbarung zur Gestaltung der gymnasialen Oberstufe in
der Sekundarstufe II gemäß Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 7. Juli 1972 (Sammlung der Beschlüsse der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 323) in der jeweils
geltenden Fassung,

3. Vereinbarung über die Abiturprüfung für Nichtschülerin-
nen und Nichtschüler entsprechend der Gestaltung der
gymnasialen Oberstufe in der Sekundarstufe II gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 13. September
1974 in der Fassung vom 24. Oktober 1997 (Sammlung der
Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
192.2), 

4. Vereinbarung über die Durchführung der Abiturprüfung
für Schülerinnen und Schüler an Waldorfschulen gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Februar
1980 in der Fassung vom 5. Dezember 1997 (Sammlung der
Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
485.2),

5. Vereinbarung zur Gestaltung der Abendgymnasien gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979
in der Fassung vom 30. Januar 1998 (Sammlung der
Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
Nr. 240.2), 

6. Vereinbarung zur Gestaltung der Kollegs gemäß Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 21. Juni 1979 in der
Fassung vom 5. Dezember 1997 (Sammlung der Beschlüsse
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 248.1),

die eine auf eine Stelle nach dem Komma bestimmte Durch-
schnittsnote enthalten, wird diese von der Zentralstelle
bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. Enthält die
Hochschulzugangsberechtigung keine Durchschnittsnote
nach Satz 1, aber eine Punktzahl der Gesamtqualifikation, wird
von der Zentralstelle nach Anlage 2 der Vereinbarung über die
Abiturprüfung der gymnasialen Oberstufe in der Sekundar-
stufe II gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
13. Dezember 1973 in der Fassung vom 28. Februar 1997
(Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland
Leitzahl 192) die Durchschnittsnote aus der Punktzahl der
Gesamtqualifikation errechnet. Die Durchschnittsnote wird
auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird nicht
gerundet.

(2) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der Vereinbarung über die gegenseitige Anerkennung der
an Gymnasien erworbenen Zeugnisse der allgemeinen Hoch-
schulreife gemäß Beschluss der Kultusministerkonferenz vom

20. März 1969 – in der Fassung vom 20. Juni 1972 – und vom
13. Dezember 1973 (Sammlung der Beschlüsse der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland Leitzahl 191) wird die allgemeine Durch-
schnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der Noten der
Hochschulzugangsberechtigung einschließlich der Noten für
die im 11. und 12. Schuljahr abgeschlossenen Fächer wie folgt
gebildet:

1. weist die Hochschulzugangsberechtigung eine Note für das
Fach Gemeinschaftskunde aus, werden die Noten für die
Fächer Geschichte, Erdkunde, Sozialkunde und Philoso-
phie sowie für sonstige Fächer, die in der Hochschulzu-
gangsberechtigung als zu dem Fach Gemeinschaftskunde
gehörig ausgewiesen sind, nicht gewertet; 

2. weist die Hochschulzugangsberechtigung keine Note für
das Fach Gemeinschaftskunde aus, ist diese aus dem arith-
metischen Mittel der Noten für die Fächer Geschichte, Erd-
kunde, Sozialkunde und Philosophie oder für die Fächer,
die in der Hochschulzugangsberechtigung als zu dem Fach
Gemeinschaftskunde gehörig ausgewiesen sind, zu bilden;

3. ist in der Hochschulzugangsberechtigung eine Note für das
Fach Geschichte mit Gemeinschaftskunde ausgewiesen, gilt
diese Note als Note für das Fach Geschichte und als Note für
das Fach Sozialkunde;

4. bei der Bildung der Note für das Fach Gemeinschaftskunde
wird gerundet; 

5. ist in der Hochschulzugangsberechtigung neben den Noten
für die Fächer Biologie, Chemie und Physik eine Gesamt-
note für den naturwissenschaftlichen Bereich ausgewiesen,
bleibt diese bei der Errechnung der Durchschnittsnote
außer Betracht;

6. Noten für die Fächer Religionslehre, Ethik, Kunst-
erziehung, Musik und Sport bleiben außer Betracht, es
sei denn, dass die Zulassung zu einem entsprechenden
Studiengang beantragt wird;

7. Noten für die Fächer Kunsterziehung, Musik und Sport
werden gewertet, soweit sie Kernpflichtfächer waren; 

8. Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen und für
Arbeitsgemeinschaften bleiben unberücksichtigt;

9. die Durchschnittsnote wird auf eine Stelle nach dem
Komma errechnet; es wird nicht gerundet.

Die allgemeine Durchschnittsnote wird von der Schule, die
besonderen Durchschnittsnoten für bestimmte Studiengänge
nach Satz 1 Nummer 6 werden auf Antrag von der Schule in
der Hochschulzugangsberechtigung oder einer besonderen
Bescheinigung ausgewiesen. Für Hochschulzugangsberech-
tigungen, die vor dem 1. April 1975 erworben wurden,
ermittelt die Zentralstelle die Durchschnittsnoten, soweit sie
nicht von der Schule ausgewiesen sind.

(3) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage 

1. der Vereinbarung über Abendgymnasien gemäß Beschluss
der Kultusministerkonferenz vom 3. Oktober 1957 in der
Fassung vom 8. Oktober 1970 (Sammlung der Beschlüsse
der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in
der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 240), 

Anlage 3

Ermittlung der Durchschnittsnote (zu § 14 Absatz 1)
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2. des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 8. Juli
1965 (Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland Leitzahl 248) über die Institute zur Erlangung
der Hochschulreife (‚Kollegs’)

wird die Durchschnittsnote aus dem arithmetischen Mittel der
Noten der Hochschulzugangsberechtigung mit Ausnahme der
Noten für die Fächer, die in der Hochschulzugangsberech-
tigung oder einer besonderen Bescheinigung als vorzeitig
abgeschlossen ausgewiesen sind, gebildet. Absatz 2 Satz 1
Nummern 1 bis 6 und 9 findet Anwendung. Ist die Durch-
schnittsnote nicht von der Schule ausgewiesen, wird sie von
der Zentralstelle nach den Sätzen 1 und 2 errechnet. 

(4) Bei Hochschulzugangsberechtigungen auf der Grund-
lage der

1. Vereinbarung über die befristete gegenseitige Anerkennung
von Zeugnissen der fachgebundenen Hochschulreife, die an
zur Zeit bestehenden Schulen, Schulformen beziehungs-
weise -typen erworben worden sind gemäß Beschluss der
Kultusministerkonferenz vom 25. November 1976 (Samm-
lung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultus-
minister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland
Leitzahl 226.2) und vom 16. Februar 1978 (Sammlung der
Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
226.2.1),

2. Sondervereinbarung über die gegenseitige Anerkennung
der Zeugnisse von besonderen gymnasialen Schulformen,
die zu einer allgemeinen Hochschulreife führen gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. November
1976 (Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz
der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik
Deutschland Leitzahl 226.1), 

3. Rahmenvereinbarung über die Berufsoberschule gemäß
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 25. November
1976 in der Fassung vom 5. Juni 1998 (Sammlung der Be-
schlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister der
Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 470)

finden die Absätze 1 bis 3 entsprechende Anwendung. Dabei
ist bei der Bildung der Note für das Fach Gemeinschaftskunde
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 eine im Zeugnis ausgewiesene
Note für das Fach Wirtschaftsgeographie beziehungsweise
Geographie mit Wirtschaftsgeographie einzubeziehen.

(5) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem Stand bis
zum 3. Oktober 1990 an einer in eine Hochschule übergeleite-
ten Bildungseinrichtung erworben wurden, ist eine Durch-
schnittsnote von der Hochschule in dem Zeugnis oder einer
besonderen Bescheinigung auszuweisen. Die Durchschnitts-
note wird auf eine Stelle nach dem Komma errechnet; es wird
nicht gerundet.

(6) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem
Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und eine
Durchschnittsnote enthalten, die auf eine Stelle nach dem
Komma bestimmt ist, wird diese von der Zentralstelle bei der
Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt.

(7) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem
Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und nur Ein-
zelnoten im Rahmen eines sechsstufigen Notensystems enthal-
ten, wird von der Zentralstelle eine Durchschnittsnote unter

entsprechender Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 Nummern 1
bis 6 und 9 aus dem arithmetischen Mittel der Noten gebildet;
Noten für gegebenenfalls im 11. und 12. Schuljahr abgeschlos-
sene Fächer sowie Noten für zusätzliche Unterrichtsveranstal-
tungen und für Arbeitsgemeinschaften bleiben unberücksich-
tigt.

(8) Bei sonstigen Hochschulzugangsberechtigungen, die
auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland nach dem
Stand bis zum 3. Oktober 1990 erworben wurden und weder
eine Durchschnittsnote, die auf eine Stelle nach dem Komma
bestimmt ist, noch Einzelnoten im Rahmen eines sechsstufi-
gen Notensystems enthalten, ist eine Durchschnittsnote durch
eine besondere Bescheinigung nachzuweisen, die von der für
die Abnahme der entsprechenden Prüfung zuständigen Stelle
oder von der obersten Landesbehörde auszustellen ist, unter
deren Aufsicht diese Prüfung durchgeführt worden ist. Bei der
Bestimmung der Durchschnittsnote sind einzelne Prüfungs-
leistungen, die der Hochschulzugangsberechtigung zugrunde
liegen, zur Beurteilung heranzuziehen. Die Durchschnittsnote
wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird nicht
gerundet.

(9) Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus der ehemali-
gen Deutschen Demokratischen Republik, die nach dem
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 10. Mai 1990
(Sammlung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland
Leitzahl 908) zur Aufnahme eines Studiums in der Bundes-
republik Deutschland berechtigen, wird die Durchschnitts-
note nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
8. Juli 1987 in der Fassung vom 8. Oktober 1990 (Sammlung
der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
289.1) errechnet. Bei Hochschulzugangsberechtigungen aus
den in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Ländern,
die nach dem Beschluss der Kultusministerkonferenz vom
21. Februar 1992 in der Fassung vom 12. März 1993 (Samm-
lung der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusmini-
ster der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
234) und vom 25. Februar 1994 (Sammlung der Beschlüsse der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 234.1) zur Aufnahme
eines Studiums in der Bundesrepublik Deutschland berechti-
gen, wird die Durchschnittsnote nach dem Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz vom 21. Februar 1992 in der Fassung
vom 9. Juni 1993 (Sammlung der Beschlüsse der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland Leitzahl 235) errechnet. Die Durchschnitts-
note wird jeweils von der für die Ausstellung des Zeugnisses
zuständigen Stelle auf eine Stelle nach dem Komma errechnet;
es wird nicht gerundet. Die Zentralstelle legt die auf dem
Zeugnis oder in einer besonderen Bescheinigung ausgewiesene
Durchschnittsnote bei der Rangplatzbestimmung zugrunde.

(10) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland erworben wurden, ist eine
Gesamtnote durch eine besondere Bescheinigung nachzuwei-
sen, die von der für den Wohnsitz der Bewerberin oder des
Bewerbers zuständigen Landesbehörde für das Schulwesen
auszustellen ist. Besteht kein Wohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschland, ist die Bezirksregierung Düsseldorf zuständig.
Bei Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen
Union wird die Gesamtnote von der Zentralstelle auf der
Grundlage des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom
15. März 1991 in der Fassung vom 17. Juni 1994 (Sammlung
der Beschlüsse der Ständigen Konferenz der Kultusminister
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland Leitzahl
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289.5) berechnet. Hierbei sind einzelne Prüfungsleistungen,
die der Hochschulzugangsberechtigung zugrunde liegen, und
das Ergebnis einer ergänzenden Prüfung in der Bundesrepu-
blik Deutschland gleichgewichtig zur Beurteilung heranzuzie-
hen; die Vorschriften der vorstehenden Absätze sind sinn-
gemäß zu berücksichtigen. Die Gesamtnote wird auf eine
Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird nicht gerundet. 

(11) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die bis ein-
schließlich 1986 aufgrund einer Abschlussprüfung unter dem
Vorsitz einer oder eines Prüfungsbeauftragten der Kultusmini-
sterkonferenz an deutschen Schulen im Ausland (ausgenom-
men die Schulen mit neugestalteter gymnasialer Oberstufe)
und an Privatschulen im deutschsprachigen Ausland erworben
wurden, ist die Durchschnittsnote durch eine Bescheinigung
der oder des Prüfungsbeauftragten nachzuweisen. Dasselbe
gilt weiterhin für die Zeugnisse der deutschen Reifeprüfungen,
die am Lyzeum Alpinum in Zuoz und am Institut auf dem
Rosenberg in St. Gallen erworben wurden. Die Durchschnitts-
note wird auf eine Stelle nach dem Komma bestimmt; es wird
nicht gerundet. Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die ab
1987 aufgrund einer Abschlussprüfung unter dem Vorsitz
einer oder eines Prüfungsbeauftragten der Kultusministerkon-
ferenz an deutschen Schulen im Ausland erworben wurden,
wird die auf dem Zeugnis ausgewiesene, auf eine Stelle nach
dem Komma bestimmte Durchschnittsnote von der Zentral-
stelle bei der Rangplatzbestimmung zugrunde gelegt. 

(12) Bei Hochschulzugangsberechtigungen, die an den
deutsch-französischen Gymnasien ab dem Abiturtermin 1982
erworben wurden, wird der in den Zeugnissen gemäß Artikel
30 des Abkommens zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Regierung der Französischen Repu-
blik vom 10. Februar 1972 (Sammlung der Beschlüsse der
Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland Leitzahl 90) ausgewiesene „all-
gemeine Notendurchschnitt“ bei der Rangplatzbestimmung
zugrunde gelegt. Für die Umrechnung des „allgemeinen
Notendurchschnitts“ wird der für die Europäischen Schulen
geltende Umrechnungsschlüssel gemäß Beschluss der Kultus-
ministerkonferenz vom 8. Dezember 1975 in der Fassung vom
14. Februar 1996 (Sammlung der Beschlüsse der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepu-
blik Deutschland Leitzahl 289.2) angewendet. Bei Absolven-
tinnen und Absolventen der deutsch-französischen Gymna-
sien in Freiburg und Saarbrücken werden für das Abitur 1982
und 1983 die bis 1981 geltenden Richtlinien angewendet,
sofern durch die Neuregelung im Einzelfall eine Verschlechte-
rung der Durchschnittsnote eintritt. Die nach diesem Verfah-
ren umgerechnete allgemeine Durchschnittsnote wird zusätz-
lich zum „allgemeinen Notendurchschnitt“ im „Zeugnis über
das Bestehen des deutsch-französischen Abiturs“ ausgewiesen
und durch den Stempelzusatz „Durchschnittsnote gemäß
Staatsvertrag über die Vergabe von Studienplätzen“ gekenn-
zeichnet.
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Anlage 4

Ermittlung der Messzahl bei der Auswahl für ein Zweitstudium (zu § 23 Absatz 2 Satz 2)

(1) Die Messzahl ist die Summe der Punktzahlen, die für
das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststudiums und für
den Grad der Bedeutung der Gründe für das Zweitstudium
vergeben werden.

(2) Für das Ergebnis der Abschlussprüfung des Erststu-
diums werden folgende Punktzahlen vergeben:
Noten „ausgezeichnet“ und „sehr gut“  . . . . . . 4 Punkte;
Noten „gut“ und „voll befriedigend“ . . . . . . . . 3 Punkte;
Note „befriedigend“  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 Punkte;
Note „ausreichend“ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Punkt.e
Ist die Note der Abschlussprüfung des Erststudiums nicht
nachgewiesen, wird das Ergebnis der Abschlussprüfung mit 1
Punkt bewertet.

(3) Nach dem Grad der Bedeutung der Gründe für das
Zweitstudium werden folgende Punktzahlen vergeben:
1. „zwingende berufliche Gründe“  . . . . . . . . . 9 Punkte;
zwingende berufliche Gründe liegen vor, wenn ein Beruf
angestrebt wird, der nur aufgrund zweier abgeschlossener
Studiengänge ausgeübt werden kann;

2. „wissenschaftliche Gründe“  . . . . . . . . . . . . 7 bis 11 Punkte
wissenschaftliche Gründe liegen vor, wenn im Hinblick auf
eine spätere Tätigkeit in Wissenschaft und Forschung auf der
Grundlage der bisherigen wissenschaftlichen und praktischen

Tätigkeit eine weitere wissenschaftliche Qualifikation in
einem anderen Studiengang angestrebt wird; 

3. „besondere berufliche Gründe“  . . . . . . . . . 7 Punkte;

besondere berufliche Gründe liegen vor, wenn die berufliche
Situation dadurch erheblich verbessert wird, dass der
Abschluss des Zweitstudiums das Erststudium sinnvoll
ergänzt; 

4. „sonstige berufliche Gründe“  . . . . . . . . . . . 4 Punkte;

sonstige berufliche Gründe liegen vor, wenn das Zweitstudium
aufgrund der beruflichen Situation aus sonstigen Gründen zu
befürworten ist; 

5. „keiner der vorgenannten Gründe“  . . . . . . 1 Punkt.e

Liegen wissenschaftliche Gründe vor, ist die Punktzahl inner-
halb des Rahmens von 7 bis 11 Punkten davon abhängig, wel-
ches Gewicht die Gründe haben, welche Leistungen bisher
erbracht worden sind und in welchem Maß die Gründe von
allgemeinem Interesse sind. Wird das Zweitstudium nach
einer Familienphase zum Zwecke der Wiedereingliederung
oder des Neueinstiegs in das Berufsleben angestrebt, kann die-
ser Umstand unabhängig von der Bewertung des Vorhabens
und seiner Zuordnung zu einer der vorgenannten Fallgruppen
durch Gewährung eines Zuschlags von bis zu 2 Punkten bei
der Messzahlbildung berücksichtigt werden.
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